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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung einiger 
Bestimmungen betreffend die in der Verordnung Nr. 121/ 
67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation für 
Schweinefleisch vorgesehenen Interventionsmaßnahmen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. Januar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudeerei R Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung einiger Bestimmungen betreffend die in der 
Verordnung Nr. 121 /67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Schweinefleisch vorgesehenen 
Interventionsmaßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- | 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf j 
Artikel 43, ' 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung Nr. 121/67/EWG ^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/ 
70“), wurde ein gemeinschaftliches Interventions- 
system auf dem Schweinefleischmarkt eingeführt. 

Dieses System ist so umzugestalten, daß es der 
Preisentwicklung in den einzelnen Gebieten der 
Gemeinschaft angepaßt wird; zu diesem Zweck ist es 
angebracht, die Möglichkeit vorzusehen, auf dem 
Schweinefleischmarkt in bestimmten Gebieten der 
Gemeinschaft Interventionsmaßnahmen auszulösen 
und durchzuführen, wenn hier ein erheblicher und 
andauernder Preisabfall eine Intervention recht- 
fertigt. 

Es ist daher angebracht, die einschlägigen Bestim- 
mungen zu vervollständigen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 4 Abs. 2 der Verordnung Nr. 121/67/EWG 
wird durch folgende zwei Unterabsätze vervoll- 
ständigt: 


„Interventionsmaßnahmen können in einem oder 
I mehreren Gebieten jedoch auch dann getroffen 
I werden, wenn gleichzeitig und während zwei auf- 
j einanderfolgenden Wochen: 

a) das arithmetische Mittel der Preise für geschlach- 
tete Schweine auf den repräsentativen Märkten 
der Gemeinschaft weniger als 105 v. H. des 
Grundpreises beträgt und 

b) das arithmetische Mittel der Preise für geschlach- 
tete Schweine auf den Märkten dieses Gebietes 
oder dieser Gebiete weniger als 95 v. H. des 
Grundpreises beträgt, wobei nur die Märkte zu 
berücksichtigen sind, die bei der Festsetzung des 
Verzeichnisses der repräsentativen Märkte heran- 
gezogen worden sind. 

Die obengenannten Gebiete werden insbesondere 
unter Berücksichtigung der natürlichen Preis- 
bildungsbedingungen festgelegt. " 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Giundverordnnng Nr. 121/67/EWG über die 
gemeinsame Marktorganisation für Schweinefleisch 
sieht unter dem Kapitel „Preisregelung“ ein gemein- 
schaftliches Interventionssystem vor, um einen er- 
heblichen Preisrückgang zu verhindern oder zu 
mildern. 

Das normale regionale Preisgefälle für geschlachtete 
Schweine ist während der letzten Monate durch 
Faktoren beeinflußt worden, die nicht direkt an die 
ökonomische Organisation des Schweinemarktes ge- 
bunden sind. 

Im Anschluß an eine Mitteilung der französischen 
Delegation [T/538/70 (AGRI)] fand auf Ministerrats- 
ebene am 28. und 29. September 1970 ein Meinungs- 
austausch über die auf dem Schweinefleischsektor 
aufgetretenen Schwierigkeiten statt, welche aus der 
Tatsache herrühren, daß sich die Preise in den ver- 
schiedenen Gebieten der Gemeinschaft unterschied- 
lich entwickelt haben. 

Die französischen Behörden sprachen die Befürch- 
tung aus, daß die Preise in bestimmten Gebieten dei 
Gemeinschaft auf die Höhe des Kaufpreises fallen 
könnten, ohne daß die Intervention ausgelöst wer- 
den könnte. 


i Die Kommission schlägt nach Prüfung des aufgegrif- 
fenen Problems vor, die augenblickliche Regelung 
durch die Möglichkeit einer regionalen Auslosung 
der Interventionsmaßnahmen auf dem Schweine- 
markt zu vervollständigen. 

Die Anwendung von regionalen Interventionen 

— ändert nicht die durch die Intervention gegebene 
Unterstützung für die Schweinefleischerzeugung 
in der Gemeinschaft, da die Höhe des Kaufpreises 
unverändert bleibt und 

— kann eine generelle Intervention vermeiden oder 
verzögern. 

Die Ausgaben für die Intervention auf dem 
Schweinemarkt kommen gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 788/69 für eine Finanzierung durch den 
EAGFL in Betracht (Abteilung Garantie). 

Die Anwendung der vorgeschlagenen Maßnahmen 
dürfte keine Kostenerhöhung des EAGFL mit sich 
bringen, denn weder das Interventionsniveau noch 
die Menge, die bei der Intervention voraussichtlich 
engeboten wird, erfahren durch die vorgeschlagenen 
Bestimmungen eine Änderung. 
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